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Große Koalitionen in Berlin und in Kiel machen den Bürgern das Leben schwer. 
Steuererhöhungen und Leistungssenkungen werden als Reformen verkauft. Trotz guter 
Konjunktur kommt weder beim einfachen Bürger n och in der Kommune der Aufschwung 
an. Das wirkt als Konjunkturbremse und verhindert kommunale Gestaltung mit 
Haushaltsmitteln. 

Die Angst vor der ĂAchse des Bºsenñ lªhmt die Hirne der Innen- und Rechtspolitiker und 
lässt sie unentwegt neue Einschränkungen von Freiheits- und Bürgerrechten ausstoßen, 
aus dem Rechtsstaat wird offen und nicht schleichend der Ordnungsstaat, in dem die 
öffentliche Ordnung alles, die individuelle Freiheit jedoch nichts mehr gilt. Dies ist mit 
der FDP nicht zu machen. 

I.  HAUSHALT SICH ERN, BÜRGER ENTLASTEN 

Die Haushaltslage der Stadt Uetersen ist mehr als bedrückend, als Privatunternehmen 
wäre die Stadt längst pleite. Der Haushalt 2008 wurde von der Kommunalaufsicht 
wunderbarerweise genehmigt, trotzdem ist der ehrenamtlichen Selbstverwaltung 
jeglicher Handlungsspielraum entzogen.  

Der einzige Weg aus dieser Misere ist eine gründliche Überprüfung aller Ausgaben und 
Einnahmen auch noch für 2008. Ideologische und gefälligkeitspolitische Rücksicht-
nahmen der beiden großen Fraktionen in der Ratsversammlung standen in den 
vergangenen f¿nf Jahren weiterhin dem notwendigen ĂGroÇen Wurfñ in der 
Haushaltspolitik entgegen. 

Haushaltsführung  

Wir wollen wieder Haushalte, die von Vernunft und Augenmaß geprägt sind, deshalb 
fordern wir:  

¶ Haushaltspläne u nd Gebührensatzungen müssen verständlich in 
Budgetform nach kaufmännischen Grundsätzen aufgestellt und verwaltet 
werden.  
Die Politik liefert die Vorgaben und kontrolliert, die Verwaltung handelt 
danach und berichtet unverschleiert (Prinzip der Doppik).  

¶ Abgaben - und Gebührensatzungen und die entsprechenden Bescheide 
müssen klar und wahr gestaltet und festgelegt werden.  
Die Subventionierung bestimmter Gruppen durch Sonderpreise lehnen wir 
entschieden ab. Auch hier gilt: Wer Kosten verursacht, muss auch in d em 
Umfange zu Gebühren und Abgaben herangezogen werden. Leistungen 
der Stadt und ihrer Gesellschaften zum Nulltarif darf es nicht geben.  

¶ Der Rechnungsprüfungsausschuss soll fachlich qualifiziert besetzt 
werden. Seine Aufgaben sind zu erweitern. Externe Fac hleute sind von 
Fall zu Fall hinzuziehen.  
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¶ Die Aufwandsentschädigungen für die Mitglieder der kommunalen 
Selbstverwaltung müssen wirksam gesenkt werden, sowohl im Einzelnen 
durch Senkung der Pauschalsätze, als auch in der Gremienarbeit, durch 
Verkleinerung  der Ausschüsse.  

¶ Bei allen von der Selbstverwaltung veranlassten Maßnahmen (z. B. 
Gutachten) ist dem zuständigen Gremium über die entstandenen Kosten 
zu berichten.  

¶ Bei allen Investitionen sind die Folgekosten vorher zu berechnen und 
bekannt zu geben und b ei den Entscheidungen zu berücksichtigen.  

¶ Der Grundsatz ĂKreditaufnahme nur bis zur Hºhe der Investitionenñ ist 
strikt einzuhalten.  

Privatisierung  

Leistungen, die nicht zwingend von der Kommune erbracht werden müssen, sind zu 
privatisieren.  
Dabei können für private Träger durchaus Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln gewährt 
werden bzw. Dienstleistungsverträge abgeschlossen werden.  

¶ Die Pseudo -Privatisierung, d. h. die Einrichtung von Eigenbetrieben 
(GmbHôs), bei denen die Stadt Uetersen die Mehrheit und damit allein das 
letzte Entscheidungsrecht hat (z. B. Bauhof), ist abzulehnen.  

¶ Verdeckte Kreditaufnahme durch Scheinverkäufe von Grundstücken und 
anderen Wertgegenständen an Schattenhaushalte oder andere 
Unternehmen darf nicht geduldet werden.  

¶ Die Privatisier ung der Stadtwerke Uetersen hat sich nicht bewährt. Wir 
Bürger sind der Abzocke der Energiemultis hilflos ausgeliefert. Daher 
wollen wir wieder Stadtwerke ohne Multis.  

II.  BÜROKRATIE ABBAUEN, VERWALTUNG REFORMIER EN 

Die Stadtverwaltung muss eine effizient funkt ionierende Verwaltung sein. Hochwertiger 
Service und hohe Qualitätsmerkmale müssen die Verwaltung kennzeichnen. 

Eine Verwaltungsstrukturreform nach dem Vorbild des Kreises Pinneberg ist der richtige 
Weg. Die Einrichtung des Bürgerbüros war nur ein erster Schritt in die richtige Richtung. 
Dies muss zu Ende gedacht und konsequent weitergeführt werden. Eine solche 
Verwaltungsreform muss auch zu einer spürbaren Entlastung des Haushalts führen. 

¶ Verwaltungsgemeinschaften mit anderen Kommunen sind weiter 
anzustreb en und zu gestalten.  

¶ In der ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben dürfen städtische 
Bedienstete nicht aus populistischen oder politischen Gründen beeinflusst 
oder behindert werden.  
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¶ Die Politiker müssen die Verantwortung der städtischen Bediensteten 
stä rken.  
Die Selbstverwaltungsorgane sollen nicht in die Verantwortung der 
Verwaltung eingreifen. Aufgabe der Gremien der Selbstverwaltung ist es, 
politische Ziele und Grundsätze für die Verwaltung festzulegen, 
entsprechende Mittel zur Verfügung zu stellen u nd der Verwaltung die 
Luft zum Leben und Handeln zu lassen. Kleinliches Hineinregieren in die 
Verwaltungsarbeit ist abzustellen.  
Politische Gremien müssen nicht festlegen, in welcher Farbe Wände in 
Verwaltungsgebäuden zu streichen sind, wo Begrüßungsschil der, 
Papierkörbe und Fahrradständer aufzustellen sind oder welche Schriftart 
beim Telefonverzeichnis der Stadtverwaltung verwendet werden.  

¶ Alle Verordnungen, Erlasse, Richtlinien, Satzungen sind auf den Prüfstand 
zu stellen und soweit wie möglich abzubauen . Alle sind mit einem 
Verfallsdatum zu versehen, so dass sie automatisch ihre Gültigkeit 
verlieren und bewusst erneuert werden müssen, wenn noch erforderlich.  

¶ Für alle Genehmigungsverfahren müssen verbindliche Bearbeitungszeiten 
angegeben und eingehalten w erden.  

¶ Die Aufgaben der Kommune müssen auf das gesetzlich geforderte Maß 
zurückgeführt werden.  

¶ Flexiblere Arbeitszeitmodelle in der Verwaltung sollen die Erreichbarkeit 
f¿r die B¿rger verbessern. Unter dem Stichwort "Kundenserviceñ muss 
das Bürgerbüro geö ffnet sein, wenn der Bürger dies benötigt. Es kann 
nicht angehen, dass ein Bürger, der in Hamburg arbeitet, sich einen Tag 
Urlaub nehmen muss, um einen neuen Personalausweis zu beantragen, 
hier ist auch die Nutzung neuer Medien stärker als bisher zu förder n.  

¶ Leitungsfunktionen müssen auf Zeit vergeben werden.  

¶ Das Leistungsprinzip ist überall anzuwenden.  

III.  BILDUNG FÖRDERN, ZUK UNFT SICHERN  

Bildung  

Die Bildung unserer Kinder ist unser wichtigster Rohstoff. Um den Anforderungen der 
Berufswelt gerecht werden zu können, ist es erforderlich, die Bildungssituation für 
unsere Kinder deutlich zu verbessern. Spätestens seit PISA wissen wir, wo die Probleme 
liegen und in welche Schulformen bisher am wenigsten investiert wurde. Auf kommu -
naler Ebene können wir jedoch nur begrenzt Einfluss nehmen, da Schule in erster Linie 
Aufgabe des Landes ist. 

Die FDP für Uetersen will Chancengleichheit für alle Uetersener Kinder und Jugend-
lichen, jeder muss nach seinen Fähigkeiten gefördert und gefordert werden. 
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Als richtigen Schritt in diese Richtung konnten wir in Zusammenarbeit mit Tornesch die 
Kooperative Gesamtschule (KGS) auf den Weg bringen. Sie ist Teil der Uetersener 
Schullandschaft, auch wenn sie einige hundert Meter von der Stadtgrenze entfernt liegt. 
Sie bietet zusätzliche Bildungschancen für mindestens 40 Uetersener Schüler je 
Jahrgang. Dies ist ein besonderer Erfolg liberaler Ratsarbeit. 

Als weitere Schritte in Richtung einer Verbesserung der Schul- und Bildungssituation in 
der Region Uetersen und mehr Chancengleichheit setzt sich die FDP für Uetersen ein 
für:  

¶ einen Mensa -/Forum -Bau in der BleekerstraÇe, aber keine ĂPinnau-
Philharmonieñ, sondern ein innovativ finanziertes (in Partnerschaft 
zwischen öffentlicher Hand und privaten Investoren) und innovativ 
geführtes Haus (pro fessionelles Gebäudemanagement). Wir wollen einen 
Bau ohne Schnickschnack, aber mit flexiblen Nutzungsmöglichkeiten.  

¶ den Ausbau der Ganztagsbetreuung an allen Uetersener Schulen bei 
angemessener Kostenbeteiligung der Eltern  

¶ die gesicherte Halbtagsschule  

¶ di e Wiederbesetzung der Stelle eines Sozialpädagogen für die Uetersener 
Schulen, nachdem auf Initiative der FDP im Kreis die Voraussetzungen für 
die Bezuschussung von Sozialpädagogen an den Schulen geschaffen 
wurden  

¶ die Schaffung bzw. Sicherung einer Hausauf gabenhilfe an allen 
Uetersener Schulen  

¶ Sprachunterricht und Vorbereitungsklassen für fremdsprachlich 
aufgewachsene Kinder, damit sie die gleichen Startbedingungen haben 
wie Kinder mit der Muttersprache Deutsch  

¶ Verbesserung der Kommunikation zwischen Schule  und Elternhaus  

¶ mehr Selbstverwaltung der Schulen, auch durch Budgetierung. Jede 
Schule weiß selbst am besten, was gebraucht wird. So kann das 
vorhandene Geld schnell und effektiv da eingesetzt werden, wo es 
gebraucht wird.  

¶ die Verbesserung der Ausstattung  und der Einrichtung der Schulen  

¶ die Förderung von Sponsoring und Eigeninitiative, denn auf dieser Basis 
ist oft mehr zu bewirken  

¶ die Verbesserung der Vernetzung von Schule und Vereinen  

¶ eine engere Zusammenarbeit zwischen Schulen und der Stadtbücherei, 
um Schüler frühzeitig an die Freuden und den Nutzen des Lesens 
heranzuführen  
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¶ den Verbleib des Ludwig -Meyn -Gymnasiums in der Trägerschaft des 
Kreises so lange wie möglich. Hier wird gute Arbeit geleistet, eine 
Verbesserung durch städtische Trägerschaft ist nic ht zu erwarten.  

¶ aktive und positive Begleitung der Änderungen in der Schullandschaft 
durch das neue Schulgesetz  

¶ Verbesserung der Konkurrenzfähigkeit der Schulen in der Trägerschaft 
der Stadt Uetersen bzw. des Schulzweckverbandes  

¶ Erweiterung des Schulzweckv erbandes um weitere Schulträger und 
Bildungseinrichtungen (auch VHS, Schwimmhalle, Büchereien usw.)  

Kultur  

Kulturpolitik ist ein wichtiger Bestandteil unseres gesellschaftlichen Miteinanders und 
muss daher kommunale Pflichtaufgabe sein. Kulturelle Angebote entwickeln und fördern 
Phantasie und Ausdrucksmöglichkeiten und tragen dazu bei, unsere Welt menschlicher 
zu gestalten. 

Die FDP lehnt Bevormundungen und zensierende Eingriffe in die Kultur ab. Kultur muss 
offen sein für neue Ideen, auch wenn diese anfangs unpopulär sind.  

¶ Kulturerziehung beginnt im Elternhaus, setzt sich in Kindergärten und 
Schule fort, möglichst frühzeitig sind Begegnungen mit Künstlern zu 
fördern.  

¶ Für die Kulturarbeit in Uetersen muss endlich ein Konzept her, das 
künstlerisch und finanzi ell erfolgreich sein wird und sich im wesentlichen 
auf Eigeninitiative und Sponsoring gründet. Die vergangene Zeit hat 
gezeigt, dass die Verwaltung bei entsprechender Personalausstattung in 
der Lage ist, ein gutes und zielführendes Kulturprogramm zu leiste n.  

¶ Elitäre Kulturveranstaltungen zu Lasten des städtischen Haushaltes sind 
abzulehnen.  

¶ In Zusammenarbeit mit Jugendlichen und jungen Erwachsenen ist ein 
Konzept für die Jugendkulturarbeit in Uetersen zu erstellen.  

¶ Es darf keine Bevormundung oder zensierenden Eingriffe geben, auch 
wenn eine bestimmte Kunstrichtung nicht immer jedem gefällt.  

Sport und Freizeit  

Sport und Freizeitgestaltung haben einen wichtigen Platz in unserer Gesellschaft. Neben 
dem gesundheitlichen darf auch der soziale Aspekt nicht vergessen werden. Zudem 
leisten Vereine und Verbände einen wichtigen Beitrag dazu, Kindern und Jugendlichen 
einen sinnvollen Weg der Freizeitgestaltung aufzuzeigen und fördern das soziale 
Verhalten des Einzelnen. Die FDP fordert: 
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¶ die Koppelung der Zusch üsse an die Zahl der jugendlichen Mitglieder 
eines Sportvereins  

¶ die Erhebung angemessener Gebühren für erwachsene Benutzer 
öffentlicher Sportstätten, um eine stärkere Förderung des Kinder - und 
Jugendsports zu ermöglichen  

¶ Sportstätten, die in Umfang, Qualit ät und Ausstattung dem Bedarf 
angepasst sind . Von den Sportvereinen dürfen für die Benutzung 
öffentlicher Sportstätten durch Kinder - und Jugendgruppen keine 
Gebühren erhoben werden.  

¶ die Abschaffung des Gießkannenprinzips, denn Zuschüsse müssen dem 
Einzelf all angepasst werden, um da fördern zu können, wo es nötig ist.  

¶ eine bessere Vernetzung der Sportvereine und der Schulen, um einer 
größeren Zahl von Kindern und Jugendlichen das Sportangebot näher zu 
bringen.  

IV.  INITIATIVE FÖRDERN, ARBEITSPLÄTZE SICHER N 

Kommunale Wirtschaftsförderung ist unverzichtbar, auch wenn die Rahmenbedingungen 
durch höhere Instanzen gesetzt werden. Dabei soll sich vermehrt der kreisweit 
arbeitenden Institutionen bedient werden.  

¶ Oberstes Ziel muss sein, neue Arbeitsplätze in Uetersen zu  schaffen. 
Betriebsumsiedlungen innerhalb Uetersens sind zweitrangig.  

¶ Der Ruf der Stadt bei Investitionswilligen ist zu verbessern, 
Ausschreibun gen müssen rechtsverbindlich sein und dürfen im nachhinein 
nur noch mit Einverständnis aller Beteiligten in Det ailfragen verändert 
werden.  

¶ Die Mºglichkeiten von Projekten im Rahmen der Aktion ĂAktivRegion 
Pinneberger Marsch und Geestñ, der ĂMetropolregion Hamburgñ und 
ĂMaritime Landschaft Unterelbeñ m¿ssen besser genutzt werden. 

¶ Die Verkehrsanbindungen für Gewerbet reibende und ihre Beschäftigten 
sind langfristig zu sichern und bedarfsgerecht auszubauen.  

¶ Der Hafen ist zu einem Wassersportzentrum auszubauen. Erste Maß -
nahme muss die Entschlickung sein. Dabei sind die Lösungen zu wählen, 
die einerseits kostengünstig si nd, wodurch aber andererseits der gesamte 
Stichhafen entschlickt werden kann.  

¶ Das Regenklärbecken im Hafen steht einer positiven Entwicklung des 
Quartiers im Wege, es ist zurückzubauen. Die FDP hatte in der 
Planungsphase dagegen gestimmt, es hat sich gezei gt, dass unsere 
damalige Kritik berechtigt war und die negativen Folgen eingetreten sind.  
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V. SOZIALE GERECHTIGKEI T SCHAFFEN UND HILFE  ZUR 
SELBSTHILFE GEBEN 

Solidarität und Eigenverantwortung müssen die Sozialpolitik prägen. Die Grundlagen 
dafür werden in der Erziehung im Elternhaus gelegt. Es geht nicht nur um soziale 
Gerechtigkeit. Soziale Hilfe soll und muss vor allem zur stärkeren Selbsthilfe anregen. 

Familien  

¶ Eine zentrale Anlaufstelle (Familienberater) für alle Fragen und 
kompetente Auskünfte rund um die Familie ist schnellstmöglich zu 
schaffen. Diese kann beim ĂB¿ndnis f¿r Familieñ, im B¿rgerb¿ro oder bei 
der Gleichstellungsbeauftragten angesiedelt sein.  

¶ Es ist eine Kinder -, Jugend - und Familien -Informationsbroschüre 
aufzulegen, in der alle Angebote gelis tet und gebündelt werden.  

¶ Alle Angebote sind auf einer ĂFamilienñ-Website zusammenzufassen.  

¶ Der Kinder -Stadtplan ist zu aktualisieren und wieder aufzulegen.  

¶ Auf dem gesamten Gelände der Heinrich -Wilkens -Siedlung soll ein 
Neubaugebiet für generationsübergre ifendes Wohnen mit 
sozialverträglichen Mieten errichtet werden (z. B. im Erdgeschoß kleinere 
behindertengerechte barrierefreie Wohnungen, oben große 
Familienwohnungen)  

Kinderbetreuung  

Eltern müssen selbst entscheiden können, wie sie Familienleben und Berufstätigkeit 
miteinander verbinden wollen. Vor allem Alleinerziehende brauchen Einrichtungen, die 
eine qualifizierte Betreuung ihrer Kinder gewährleisten. Dem verstärkten Wunsch nach 
Kinderbetreuung trägt der Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz (für bis zu 3-Jährige) 
und auf einen Kindergartenplatz für 3 ï 6-Jährige Rechnung. Die verlässliche 
Grundschule und Nachmittagsbetreuung von Schulkindern in Schule und Hort geben den 
Eltern die Sicherheit, dass ihre Kinder gut betreut sind, wenn sie arbeiten. 

¶ Solan ge die Zahl der Krippen - und Kindergartenplätze noch nicht den 
gesetzlichen Vorgaben und dem Bedarf entspricht, sollen zügig weitere 
(auch alternative) Betreuungsmöglichkeiten geschaffen werden. Andere 
Betreuungsformen (z.  B. Spielkreise) sind für uns eine  gleichwertige 
Alternative zu Kindergartenplätzen. Dabei ist die zukünftige 
Bedarfsentwicklung im Auge zu behalten und regelmäßig abzufragen.  

¶ Das Betreuungsangebot ist durch Vermittlung von Tagesmüttern zu 
verbessern, da diese flexibler auf die Erfordernis se der Eltern eingehen 
können.  
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¶ Die Möglichkeit der Bezuschussung von Tagespflege (Tagesmutter) für 
bestimmte Eltern, die Hilfe benötigen, ist über den 31.12.2008 hinaus 
fortzusetzen.  

¶ Die nichtstädtischen Kindergärten sind den städtischen gleichzustellen 
und im Bedarfsfall besonders zu fördern.  

¶ Bedürftige Eltern sind durch eine ausgewogene Sozialstaffelregelung zu 
unterstützen. Eine Null -Regelung lehnt die FDP weiterhin ab.  

¶ Die Betreuung der Kinder ist auch während der Schulferien zu sichern.  

¶ Privatinitiat iven als Träger von Betreuungsangeboten an der Schule (z  B. 
Schulverein) sind zu fördern.  

¶ Ganztagsbetreuungsangebote mit der Möglichkeit der Mittagsverpflegung 
sind verstärkt zu fördern.  

¶ Die Eltern sind durch angemessene Beiträge an den Kosten zu beteilige n.  

¶ Eine durchgehende Betreuung ist sicherzustellen. Betriebsausflüge, 
Weiterbildungen usw. sind während solcher Zeiten einzuplanen, in denen 
kein Kindergartenbetrieb herrscht.  

Angebote für Jugendliche  

In der vergangenen Zeit wurde deutlich, wie dringend di e Stadt Uetersen eine 
Erneuerung und Verbesserung der Angebote für die Jugend benötigt. Dabei sind alle 
gesellschaftlichen Kräfte gefragt, sich zu beteiligen.  

¶ Ein Veranstaltungsort für freie Veranstaltungen fehlt in Uetersen. Kinder, 
Jugendliche und junge  Erwachsene haben wenig Möglichkeiten, sich ohne 
Kritik anderer an ihrem Verhalten zu treffen. Der Bau des Forums (Aula, 
Mensa und Versammlungshalle in der Nähe des Schulzentrums) kann hier 
eine gewisse Abhilfe schaffen.  
Wünschenswert ist ein angemessen k onzipierter Veranstaltungsraum z. B. 
im Bereich des Silos oder auf dem Gelände der Schützengilde. Die 
vorgeschlagene Halle kann aber für den in den Haushalt eingestellten 
Betrag von 260.000 ú nicht in der erforderlichen Form (Sanitªranlagen, 
Wasser, Heizun g, Isolierung, Parkplätze) und Größe erstellt werden. Hier 
müssen alternative Finanzierungsmodelle geprüft werden.  

¶ Die Jugend sollte mehr als bisher und vor allem in mehr zielgruppen -
gerechter Weise in kommunale Entscheidungen eingebunden werden. Nur 
so ka nn die Gestaltung des Gemeinschaftslebens auch für Jugendliche 
attraktiv sein und Resignation abgebaut werden. Deshalb fordern wir den 
ĂJugendantragñ, mit dem eine bestimmte Anzahl von Jugendlichen 
erreichen können, dass ein Thema auf die Tagesordnung der 
entsprechenden nächsten Ausschuss -Sitzung kommen muss.  
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¶ Die Jugend -Kulturarbeit privater Träger muss gefördert und unterstützt 
werden.  

¶ Kulturelle Veranstaltungen in Kooperation zwischen der Stadt und 
privaten Einrichtungen können der richtige Weg sein, die  kulturelle 
Vielfalt auch über Generationen hinweg zu stärken.  

¶ Die tatsächliche aktive Jugendarbeit in Vereinen, Verbänden und Kirchen 
ist verstärkt zu unterstützen.  

¶ Die offene Jugendarbeit ist zu verbessern und auszubauen.  

¶ Ehrenamtliche Jugendleiter müsse n durch Ausbildung und Fortbildung 
weiter gefördert werden.  

¶ die Unterstützung konkreter Maßnahmen hat Vorrang vor institutioneller 
Neuorganisation.  

Soziale Dienste  

Pflege im häuslichen Bereich hat Vorrang vor stationärer Pflege. Selbsthilfe ist auch hier 
zu fördern.  

¶ Die Arbeit aller ambulanten, besonders der privaten Dienste ist verstärkt 
zu unterstützen. Im Zweifel ist privaten Diensten der Vorzug bei der 
Förderung zu geben, wenn Angebot, Leistung und Preis denen der übrigen 
Dienste entsprechen  

¶ Die FDP für Uetersen setzt sich ein für eine Koordination aller Dienste 
über eine einzige  Anlaufstelle.  

Suchtkrankheiten  

Suchtkrankheiten, insbesondere der Alkoholismus und Nikotinsucht, aber auch 
Medikamentenabhängigkeit, Sexsucht, Spielsucht und die Sucht nach illegalen Drogen, 
stellen zunehmend ein gesundheitliches und soziales Problem dar. Suchtverhalten wird 
bereits im frühen Kindesalter entwickelt. Prävention muss dabei vor Therapie gehen. 

¶ Die Suchtberatungsstelle Uetersen/Tornesch muss erhalten und personel l 
wie materiell den Erfordernissen angepasst werden.  

¶ Intensive Vorbeugung muss schon im Elternhaus, im Kindergarten und in 
der Schule beginnen.  

¶ Alle Einrichtungen, die der Vorsorge, Therapie und Nachsorge dienen; 
unter Einschluss der ehrenamtlichen Selbsth ilfegruppen, sind überörtlich 
zu koordinieren.  

¶ Therapeutische Wohngemeinschaften sind verstärkt zu unterstützen.  
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VI.  SENIORENPOLITIK  

Die FDP für Uetersen ist der Meinung, dass Senioren ein in allen Bereichen 
gleichberechtigter Teil unserer komplexen Gesellschaft sind. Sehr viele unserer 
Forderungen wie besserer Personennahverkehr ï Umwelt -  und Naturschutz ï 
eine sichere  Stadt ï soziale Dienste  und vieles mehr sind insbesondere auf die 
Bedürfnisse der älteren Generation ausgerichtet. Daher gibt es bei uns kein besonderes 
Kapitel über Seniorenpolitik. 

VII.  FREIHEIT SICHERN, KR IMINALITÄT BEKÄMPFEN  

Die Gewaltbereitschaft unter Kindern und Jugendlichen steigt stetig und beginnt immer 
früher. 

Hier ist Prävention weit effektiver als die alleinige Reaktion auf bereits begangene 
Straftaten. Vor allem im Bereich der Kinder- und Jugendkriminalität sind also die 
Faktoren zu verbessern, die eine Kriminalisierung begünstigen können, wie z. B. 
schlechte Wohnverhältnisse, ungünstige familiäre Verhältnisse oder mangelnde 
Schulausbildung. 

Ohne Sicherheit gibt es keine Freiheit, daher sind wir der Auffassung, dass sich die 
Uetersener Bürgerinnen und Bürger in ihrer Stadt sicher fühlen können müssen.  

¶ Die Einf¿hrung eines ĂFreiwilligen Ordnungsdienstesñ wird von der FDP 
abgelehnt. Solche Einrichtungen sind zum Scheitern verurteilt, weil 
wirkliche Missstände wegen der Gefahr, persönlichen Angriffen aus -
gesetzt zu se in, damit nicht abgestellt werden kºnnen. Ein ĂFreiwilliger 
Ordnungsdienstñ gaukelt Sicherheit und Kompetenzen vor, die er nicht 
garantieren kann. Er ist eine Gefahr für seine Mitarbeiter, ein 
fürsorglicher Politiker kann dem nicht zustimmen.  

¶ Verstärkte Pr äventionsveranstaltungen der Polizei sollen an den Schulen 
durchgeführt werden.  

¶ Die Möglichkeiten des Stadtjugendrings und der Stadtjugendpflege sind 
auszuweiten.  

¶ Die Situation im Wohngebiet Kreuzmoor/Ahornweg/Reuterstraße sowie 
an der Klosterkoppel 6 und  10 muss dringend verbessert werden. 
Insbesondere ist hier eine Begegnungsstätte zu schaffen.  

¶ Der schulpsychologische Dienst muss verbessert werden.  

¶ Für betroffene Eltern sollen verstärkt Informationsveranstaltungen in 
Zusammenarbeit mit Kreisjugendamt und  anderen Institutionen 
durchgeführt werden.  

¶ Das Angebot von Vereinen zur Eröffnung neuer Wege für die 
Freizeitgestaltung ist leichter zugänglich zu machen.  
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¶ Eine Opferberatungsstelle soll eingerichtet werden, denn die Opfer einer 
Straftat stehen ihrer Situa tion oft hilflos gegenüber  

¶ Beratungs - und Aufklärungsarbeit im Bereich des sexuellen Missbrauchs 
muss weiter intensiviert werden. Kinder und Jugendliche, die sexuelle 
Gewalt erlitten haben oder noch erleiden müssen, brauchen besondere, 
fachkundige Unterstü tzung und Hilfe, sie laufen sonst Gefahr, die Täter 
von morgen zu werden.  

VIII.  VERKEHR ENTWICKELN, UETERSENS BÜRGER ENTLASTEN 

Eine der Grundlagen unserer Gesellschaft ist die Mobilität und daher von großer 
Bedeutung für den Standort Schleswig-Holstein sowie die Lebensqualität seiner 
Bevölkerung. Verkehrspolitik muss neben dem Mobilitätsbedürfnis der Bürger aber auch 
nachhaltig den Aspekt der Sicherheit und des schonenden Umgangs mit unseren 
natürlichen Ressourcen berücksichtigen. Daher setzt die FDP sich für ein Miteinander 
des motorisierten Individualverkehrs und des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 
ein.  

Öffentlicher Personen -Nahverkehr (ÖPNV)  

Der HVV mit seinen regelmäßigen Taktfolgen von Bus und Bahn trägt dazu bei, dass 
viele Bürgerinnen und Bürger des Kreises vom Auto auf den ÖPNV umsteigen.  

Der Kreis als Träger des ÖPNV hat die finanziellen Grundlagen der im Kreis tätigen 
Betreiber zu sichern. 

Wo darüber hinaus weitere Linien zur Schülerbeförderung und für größere Zahlen von 
Arbeitnehmern benötigt werden, sind diese durch Städte und Gemeinden zu 
bezuschussen, da der ÖPNV nicht kostendeckend arbeiten kann.  

Die FDP fordert: 

¶ Erhalt der Buslinie 61 von Uetersen nach Tornesch als Hauptverbindung 
aus der Marsch und aus Uetersen zum Bahnhof Tornesch, aber  auch von 
Tornesch zum Mittelzentrum Uetersen sowie im innerstädtischen Verkehr 
Torneschs und Uetersens  

¶ Einsatz von Ruf - oder Sammeltaxis in nachfrageschwachen Zeiten als 
kostengünstige Komponente des ÖPNV  

¶ Die schnellstmögliche Realisierung des dritten Fer nbahngleises zwischen 
Elmshorn und Hamburg, einen regelmªÇigen Betrieb einer ĂCitybahnñ von 
Elmshorn in die Hamburger City mit Halt in Tornesch sowie den Halt der 
Regionalzüge in Tornesch  

¶ Eine weitere Verbesserung der Verkehrsverbindungen zu den großen 
Stä dten im Kreis  
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¶ Den Bau und die Verbesserung von "Park and Ride" ï sowie ĂBike and 
Ride" ïAnlagen in Zusammenarbeit mit denjenigen Städten und 
Gemeinden, die für Uetersener Bürger Ausgangsbahnhof sind.  

Individualverkehr  

¶ Eine weitere Elbquerung elbabwärts macht nur Sinn bei einem großen 
Abstand zum vorhandenen Elbtunnel. Die vierte Röhre hat, wie von uns 
schon lange befürchtet, tatsächlich keine wesentliche Verbesserung der 
Fernverkehrssituation im nordelbischen Raum gebra cht. Deshalb fordert 
die FDP eine schnelle Realisierung der Elbquerung bei Glückstadt im Zuge 
der geplanten Ost -West -Autobahn A20 von Lübeck über Itzehoe bis nach 
Bremen.  

¶ Die Wassermühlenstraße als innerstädtische Verbindungsstraßen muss 
durch bauliche Maß nahmen vom Durchgangsverkehr entlastet werden.  

¶ Die FDP fordert, ein annehmbares Radwegenetz in Uetersen zu schaffen, 
zu sichern und planmäßig zu unterhalten.  

¶ Überflüssige Straßenrückbauten und umständliche Verkehrsführungen 
führen in Orts -  und Stadtgebiete n häufig zu Staus und unnötigen 
Umwegen, die letztlich schädlicher sind, als ein flüssiger Autoverkehr. 
Außerdem ist dies finanziell weder tragbar noch gerechtfertigt. Sie sind 
daher für die Zukunft zu unterlassen.  

¶ Die K 22 soll nun endlich gebaut werden. Uetersen wird sich, wenn es 
nach den Liberalen für Uetersen geht, an den Kosten dafür nur im Rahmen 
der gesetzlichen Vorgaben beteiligen. Die Finanzierung der Aufgaben des 
Kreises erfolgt durch Kreisumlagen als solidarische Abgabe alle 
Kommunen.  

¶ Die FDP fo rdert ernsthafte Anstrengungen für eine Ostumgehung 
Uetersen mit neuer Pinnauquerung, um die Innenstadt und die heutigen 
innerstädtischen Durchgangsstraßen und die dort lebenden Bürger zu 
entlasten. Wir wollen nicht wieder. wie in der Vergangenheit, 
wochen lange Sperrungen der Pinnauquerungen mit den negativen Folgen 
für Bürger und Wirtschaft in Uetersen.  

¶ Die FDP setzt sich für eine größere Flexibilisierung im Straßenverkehr ein.  
Sie unterstützt z. B. die Einrichtung von Kreisverkehren und sogenannten 
Fahrr adstraßen, wo dies möglich ist. Sie setzt sich auch ein für die 
verstªrkte Nutzung der ĂGr¿nen Blechpfeileñ an geeigneten Ampelanlagen 
und fördert die Entrümpelung des Verkehrsschilderwaldes.  

¶ Die Verkehrssicherheit ist immer wieder durch rücksichtsloses Fa hren 
gefährdet. Häufigere Geschwindigkeitskontrollen können mehr Sicherheit 
auch für Fußgänger und Radfahrer schaffen. Hier darf es aber nicht darum 




